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Festlegungsprotokoll der konstituierenden Parteivorstandsklausur vom 10.-12. Juli 2026

Freitag, 10. Juli 2026

17.40 bis 17.45 Uhr TOP 1 Feststellung der Beschlussfähigkeit, Beschlussfassung über Tagesordnung 
und Zeitplan

Die Beschlussfähigkeit wurde festgestellt, nachgereichte Vorlagen wurden in die Tagesordnung einsortiert und
diese beschlossen. Bundesgeschäftsführer Janis Ehling informierte stellvertretend für den gesamten geschäfts-
führenden Parteivorstand über Neueinstellungen in der Bundesgeschäftsstelle

17.45 bis 19.00 Uhr TOP 2   Politischer Austausch/  Aktuelles  

Themen der Verständigung waren:

 der Rückblick auf die letzte Legislatur des vorherigen Parteivorstandes, der seine Arbeit in einer Krisenzeit 
aufnahm und der Ausblick auf die kommenden Zusammenarbeit im neuen Vorstand

 der Kurs Die Linke zu einer sozialistischen Volks-/Arbeiter*innenpartei zu machen

 die bundesweiten Proteste gegen die Sparmaßnahmen und Werksschließungen von VW und unter ande-
rem die Protestaktion vor dem VW-Werk in Salzgitter 

 die geplante Sitzung des Gewerkschaftsrates, die aufgrund der Proteste verschoben wurde

 die heutige Protestkundgebung vor dem Bundestag „Gesundheit retten – GKV-Reform stoppen“ mit 
knapp 1.000 Teilnehmenden 

Die beiden Dringlichkeitsanträge 2026/619D und 620D wurden eingebracht und diskutiert, die Abstimmung auf 
den nächsten Beratungstag geschoben.

19.00 Uhr Ende des ersten Beratungstages – gemeinsames Abendessen

Samstag, 11. Juli 2026

09.30 bis 10.00 Uhr TOP 3   Konstituierung, Arbeitsweise, Sitzungsplanung etc.  

Die Geschäftsordnung des Parteivorstandes wurde geändert mehrheitlich beschlossen. 

         Beschluss 2026/601

10.00 bis 11.25 Uhr Fortsetzung TOP 2 Politischer Austausch/Aktuelles

Der Dringlichkeitsantrag Es reicht! Nein zum Kahlschlag im Gesundheitswesen! Für gerechte Finanzierung und 
gute Versorgung! wurde, nach Feststellung der Dringlichkeit, mehrheitlich beschlossen.       Beschluss 2026/619D

Der Dringlichkeitsantrag Vollbeschäftigung statt Schuldenbremse wurde, nach Feststellung der Dringlichkeit, 
mehrheitlich beschlossen.             Beschluss 2026/620D

weitere Themen der Verständigung waren:
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 die aktuelle finanz- und sicherheitspolitische Lage, das Sondervermögen für die Bundeswehr, die Ukraine-
hilfe, und, dass ein erheblichen Anteil der finanziellen Mittel Deutschlands von der Bundesregierung in 
Schuldendienst und Aufrüstung investiert wird

 Trumps Vorhaben/Drohungen den US-Handel mit Spanien einzustellen 

 die geplante Steuerreform und ihre möglichen Auswirkungen

 die aktuellen Umfragewerte der SPD, die inzwischen gleich auf mit der Linken liegt und welche strategi-
schen Konsequenzen sich daraus für die eigene politische Arbeit ergeben 

 vor dem Hintergrund der anhaltenden Hitzewelle mögliche Hitzeschutzmaßnahmen und die Vereinbarkeit 
solcher Maßnahmen mit den eigenen klimapolitischen Forderungen, außerdem der Umgang mit Hitze am 
Beispiel von New York und dem Ansatz von Bürgermeister Zohran Mamdani

 Industrie- und Energiepolitik

 der AfD-Parteitag in Erfurt

Von der vergangenen digitalen Parteiratsberatung berichteten Carsten Labudda und Luisa Mayer im Namen des 
Präsidiums. Themen waren die Auswertung des Parteitages und der der Umgang mit den vom Parteitag überwie-
senen Anträgen, Nahost-/Westasien und die Sozialstaatsproteste. Außerdem gaben beide einen Ausblick auf die 
kommenden Beratungen. Themenschwerpunkte im Herbst werden weitere überwiesene Anträge des Parteitages, 
Wirtschafts- und Industriepolitik sowie europapolitische Themen sein.

11.25 bis 11.45 Pause

11.45 bis 15.25 Uhr TOP 4 Aus  wertung des Bundesparteitages und Schlussfolgerungen  

Die Informationsvorlage 2026/602i mit allen vom Parteitag an den Parteivorstand überwiesenen Anträgen wurde 
zur Kenntnis genommen.

Es fand eine Diskussion statt, ob der Parteivorstand an ihn überwiesene Parteitagsanträge noch ändern könne, 
nach Antrag auf Abstimmung stimmte die Mehrheit dafür.

 Aufgerufen und behandelt wurden:

• G.21 Für eine linke Baupolitik, der vorliegende Änderungsantrag wurde angenommen und auch von den 
Antragstellenden übernommen, der Antrag mehrheitlich angenommen

                                                                              Beschluss 2026/602i G.21

• P.11 Immobilienkonzerne (VONOVIA, LEG und Co.) enteignen, der vorliegende Änderungsantrag wurde 
von den Antragstellenden übernommen, der Antrag einstimmig angenommen

                                                                               Beschluss 2026/602i P.11

• D.05 Schluss mit Union-Busting! wurde einstimmig angenommen              Beschluss 2026/602i D.05

• G.34 Solidarität mit der Westsahara, wurde in geeinter Version einstimmig angenommen
                                                                              Beschluss 2026/602i G.34
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• P.35 Eine andere Welt ist möglich: Wir unterstützen das 18. Weltsozialforum in Benin, der vorliegende 
Änderungsantrag wurde angenommen, der Antrag wurde einstimmig angenommen

                                                                               Beschluss 2026/602i P.35

• RE.04 Es ist fünf nach zwölf – für eine handlungsfähige und solidarische Linke, der Antrag wurde einstim-
mig angenommen                       Beschluss 2026/602i RE.04

Ein Geschäftsordnungsantrag auch G.24 aufzurufen und zu behandeln wurde mehrheitlich angenommen.

• G.24 Solidarität mit den Menschen im Iran!, wurde in geeinter Version einstimmig angenommen
                                                                              Beschluss 2026/602i G.24

• die Anträge G.15 Parteiprogramm physikalische Realität und G.19 Für eine gerechte und friedliche Welt-
ordnung wurden an die Programmkommission überwiesen

Die Unterstützung des Parteiratsbeschlusses 2026/018 D.08 „Die Zeit ist jetzt – World Pride 2032 in Deutsch-
land“ wurde mehrheitlich beschlossen.                      Beschluss 2026/613

Themen der Auswertung des Parteitages waren:

 der prozentuale Anteil an Erstdelegierten und der Umgang damit, Verfahrensweisen müssen besser erklä-
ren werden, gerade bei Generaldebatte und Antragsverfahren und Delegationen sollen gebeten werden 
ihre Delegierten besser vorzubereiten

 die vielen inhaltlichen, kontrovers in der Partei diskutierten Themen und der gute Umgang auf dem Par-
teitag damit 

 die größtenteils positive mediale Berichterstattung, aber auch unglückliche Interviewstatements

 der zu volle Zeitplan

 der Umgang mit der Flut an Geschäftsordnungsanträgen und die Bitte an die Tagungsleitung damit besser, 
bzw. zeitsparender zu verfahren

 die Verbesserungsbedarfe am Nachteilsausgleichsraum

 der zum Teil grenzwertige Umgangston unter den Delegierten

 die Kritik an Größe und Klimatisierung der anderen Räumlichkeiten in der Halle

 der Wunsch nach einer Moderation in den Youtube Livestream-Kommentaren

 der Umgang in Bezug auf alle Anträge zum Thema Sexarbeit und mit den Sexarbeiter*innen auf dem Par-
teitag

 der Wunsch die Internationale am Ende des Parteitages komplett zu singen, nicht nur erste Strophe

 die Kritik an zu vielen gesetzten Redebeiträgen/Gastreden. Diese wurde vom Geschäftsführenden Partei-
vorstand zurückgewiesen, und erklärt, wie elementar wichtig die einzelnen Beiträge waren; grundsätzlich 
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soll aber die Gestaltung der Generaldebatte überdacht werden

 die auf dem Parteitag häufige Verharmlosung des Faschismusbegriffs

 dass das Ally-Plenum nicht Bestandteil des Parteitags war 

dazwischen 12.30 bis 13.30 Mittagspause
15.25 bis 15.40 Uhr Pause

15.40 bis 19.00 Uhr TOP 5 Schwerpunktthemen

Der Parteivorstand begrüßte die Landesvorsitzende aus Berlin, Kerstin Wolter, zu diesem Tagesordnungspunkt

Themen der Verständigung zum Wahlkampf in Berlin waren:

 der Kandidaturrückzug von Kai Wegner (CDU) und der neue Kandidat, mit dessen Kandidatur schwarz-rot-
grün wahrscheinlicher wird

 der Wahlkampf der CDU, in dem nicht darauf abgezielt wird, eigene inhaltliche Themen zu setzen, son-
dern das Hauptargument ist, Die Linke zu verhindern

 die Kernthemen unseres  Wahlkampfes: Mieten, Soziales, Müllbeseitigung

 die aktuellen Umfragewerte (derzeit sind wir stärkste Kraft)

 die Vorbereitung auf mögliche Koalitionsgespräche, aber auch auf die Möglichkeit eine große Opposition 
zu sein

 die Berliner Haushaltslage

 die Personalfragen, die nach der Wahl auf die neue Berliner Fraktion zukommen

Im Anschluss zum Wahlkampf in Sachsen-Anhalt:

Der Parteivorstand diskutierte die politische Situation in Sachsen-Anhalt und mögliche Szenarien des Wahlaus-
gangs. Im August soll eine Sondersitzung des Parteivorstandes gemeinsam mit Vertreter*innen des Landesverban-
des stattfinden. Der Termin wird nach Vereinbarung mit den Vertreter*innen des Landesverbandes schnellstmög-
lich an den Parteivorstand kommuniziert.

Sozialproteste:

Die bisherigen Protestaktionen waren gut besucht und erzielten ein gutes Medienecho. Darüber hinaus wächst 
der öffentliche Druck durch Gewerkschaften, insbesondere die IG Metall und ver.di, sowie durch Vereine und 
Verbände, die sich den Forderungen anschließen.

Im politischen Raum wird weiterhin über mögliche Reformpakete diskutiert. Entscheidungen zu den Themen Ar-
beitszeit (insbesondere zur Acht-Stunden-Regelung) sowie zur Rentenpolitik wurden im Bundestag auf den Herbst 
vertagt.
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Für den 12. September sind dezentrale Protestaktionen geplant. Unklar ist noch, ob der DGB am 26. September zu 
Demos in acht Städten aufruft. 

Ein Zwischenbericht zu den bisherigen Protesten wird in der Filebox des Parteivorstandes zur Verfügung gestellt.

18.00 Uhr Ende des zweiten Beratungstages – gemeinsames Abendessen

Sonntag, 12. Juli 2026

09.05 bis 09.25 Uhr Fortsetzung TOP 2 Politischer Austausch/Aktuelles

Der Dringlichkeitsantrag zum Bundesratsbeschluss zur Leugnung des Existenzrechts Israels wurde, nach Feststel-
lung der Dringlichkeit und Änderungen, mehrheitlich beschlossen.        Beschluss 2026/622D

09.25 bis 10.00 Uhr TOP 6 Vorstellung Bundesgeschäftsstelle

Bundesgeschäftsführer Janis Ehling stellte die Aufgaben und Strukturen der Bundesgeschäftsstelle vor.
Die Informationsvorlage 2026/616i wurde zur Kenntnis genommen.

Christina Kaindl, die Bereichsleiterin des Bereiches Programmatik und Analyse stellte ihren Bereich vor. Ihre Prä-
sentation wird mit dem Protokoll verschickt. Die anderen Bereiche der Bundesgeschäftsstelle werden in den kom-
menden Beratungen nacheinander vorgestellt. 

10.00 bis 10.20 Uhr Fortsetzung TOP   3 Konstituierung, Arbeitsweise, Sitzungsplanung etc.  

Der Sitzungsplan 2026 wurde mehrheitlich beschlossen.          Beschluss 2026/603
Eine digitale Sondersitzung gemeinsam mit Genoss*innen aus Sachsen-Anhalt soll im August stattfinden, muss 
aber noch abgestimmt werden.

Die Vorlage zu den politischen Zuständigkeiten der Parteivorstandsmitglieder wurde zur Kenntnis genommen.
Alle Parteivorstandsmitglieder sind gebeten sich bis 1. September bezüglich ihrer Zuständigkeiten/Schwerpunkt-
themen beim Sekretariat (sekretariat.pv@die-linke.de) zurück zu melden. Die Zuständigkeiten werden im An-
schluss auf der Septemberberatung beschlossen.

Die Personalverantwortung wurde mehrheitlich beschlossen.          Beschluss 2026/612

Die hauptamtliche Ausübung von Parteiämtern wurde einstimmig beschlossen.               Beschluss 2026/611

Der Tarifvertrag und die Betriebsvereinbarungen der Bundesgeschäftsstelle, die Reisekostenordnung und der 
aktuelle Finanzplan wurden zusammengefasst unter der Vorlagennummer 2026/614i zur Kenntnis genommen.

10.20 bis 10.30 Uhr Pause

10.30 bis 11.00 Uhr TOP 7 Behandlung weiterer Vorlagen

Die Ausbildung von Multiplikator*innen zur Nutzung der Zetkin-Plattform wurde einstimmig beschlossen. 
         Beschluss 2026/605

Der Text zum Antikriegstag am 1. September wurde mit übernommenen Änderungsantrag mehrheitlich be-

mailto:sekretariat.pv@die-linke.de
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schlossen.                   Beschluss 2026/618

Der Tag der Mitgliederverantwortlichen 2026 wurde einstimmig beschlossen.          Beschluss 2026/608

Die Annahme einer Spender einer juristischen Person wurde einstimmig beschlossen.          Beschluss 2026/609

Die Mitgliederbericht vom Kalenderjahr 2025 (Vorlage 2026/606i) und vom 1. Quartal 2026 (Vorlage 2026/607i) 
wurden zur Kenntnis genommen. Es gab den Wunsch nach einer Aufschlüsselung der Mitglieder auf 
Einwohner*innenzahlen und danach, die Ergebnisse der letzten Mitgliederumfrage zur Verfügung gestellt zu be-
kommen.

11.00 bis 11.30 Uhr TOP 8 Verschiedenes

Themen waren: Die steigende Anzahl Hitzetoter, der Bedarf an Möglichkeiten vor allem für Menschen mit gerin-
gem Einkommen, der Bedarf an Mietminderungsmöglichkeiten bei anhaltend hohen Temperaturen. Außerdem 
sollen Landes- und Kreisgeschäftsstellen gebeten werden zu prüfen, ob sie, sofern vorhanden, kühle Räumlichkei-
ten für hitzegefährdete Menschen zum gelegentlichen Aufenthalt anbieten können.

Der Dringlichkeitsantrag Stoppt den Krieg im Iran wurde, nach Feststellung der Dringlichkeit und Änderungen, 
mehrheitlich beschlossen.              Beschluss 2026/623D

11.30 Uhr Ende der Beratung

Anwesenheit Parteivorstand:

10. Juli 11. Juli 12. Juli
Berninger, Sabine ja ja ja
Borchardt, Marlen E E E
Brüdgam, Wenke E E E
Dahme, Katharina ja ja ja
Demirel, Özlem Alev ja ja ja
Ehling, Janis ja ja ja
Fritzsche, Olga ja ja ja
Gallert, Wulf ja ja ja
Ghazaei, Mersedeh ja ja ja
Glauch, Theo ja ja ja
Gürpinar, Ates E ja ja
Kisters, Maximilian ja ja ja
Koch, Sebastian ja ja ja
Lippmann, Karsten digital digital digital
Mazzi, Tamara ja ja ja
Moubarak, Maria Lara ja ja E
Neuhaus-Wartenberg, Luise E digital E
Pantisano, Luigi ja ja ja
Pohle, Markus ja ja ja
Raji, Naisan ja ja ja
Renner, Luca ja ja ja
Schneider, Ulrich ja ja ja
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Schwaab, Jens ja ja ja
Schwerdtner, Ines ja ja E
Spaniol, Florian ja ja ja
Wanke, Hanna digital digital digital

Gäste (manche nur zeitweise):

Karlheinz Paskuda (digital) Antragsteller
Sönke von der Ahe (digital) Antragsteller
Volker Steinke Ältenstenrat
Christina Kaindl Bundesgeschäftsstelle
Janina Kaulfuß Bundesgeschäftsstelle
Nora Nolle Bundesgeschäftsstelle
Henrike Ostwald Bundesgeschäftsstelle
Sara Roloff Bundesgeschäftsstelle
Nadia Zitouni Bundesgeschäftsstelle
Kerstin Wolter (digital) Landesvorsitzende Berlin
Yannic Schalk Linksjugend Solid (Bundessprecher*innenrat)
Carsten Labudda (digital) Präsidium Parteirat
Luisa Mayer (digital) Präsidium Parteirat

Aufgeschrieben von: Janina Kaulfuß

Verteiler: Verteiler entsprechend Geschäftsordnung des Parteivorstandes, Anlage 2
Bereichs- und Büroleiter/innen der Bundesgeschäftsstelle.


